
FREITAG, 28. JANUAR 2022 POLITIK 5

niges über Corona dazuler-
nen.

Was ist Ihr eigener Standpunkt?
Und was wollen Sie dazulernen?
Ich bin zu diesem Zeitpunkt
noch nicht entschieden, wie
ich am Ende in Sachen Impf-
pflicht abstimme, also ob ich
mich für eine allgemeine
Impfpflicht ab 18, eine Impf-
pflicht für Ältere ab 50 oder
auch gegen eine Impfpflicht
entscheide. Wir lernen täglich
über Corona dazu. Omikron
bringt uns zumindest näher an

eine endemische Situation, al-
so an den Zustand, in demCo-
rona zu einem Erkältungsvi-
rus werden könnte.

Was bedeutet das?
Wenn Epidemiologen am En-
de der Omikron-Welle über-
einstimmendzudemErgebnis
kommen sollten, dass wir die
Impfpflicht nicht mehr brau-
chen, werde ich nicht für eine
solche Pflicht stimmen. Die
Impfpflicht ist kein Selbst-
zweck. Wir machen sie nur,
wenn sie notwendigundwirk-

„Wir lernen täglich über Corona dazu“: Christian Dürr, Vorsitzender der FDP-Fraktion im Bundestag.
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Alle Experten sind
sich einig, dass eine
mögliche Impfpflicht
frühestens gegen eine
Welle im Herbst
helfen könnte.

Herr Dürr, Omikron breitet sich
rasant aus. Die Politik hat erst
die Quarantänepflichten gelo-
ckert, jetzt sollen auch noch
PCR-Tests für viele nicht mehr
zugänglich sein. Haben Sie vor
der aktuellen Corona-Welle ka-
pituliert?
Nein, im Gegenteil! Wir ha-
ben nicht vorOmikron kapitu-
liert. Aber es ist extrem ärger-
lich, dass der frühere Gesund-
heitsminister Jens Spahn und
die vorherige unionsgeführte
Bundesregierung nicht recht-
zeitig die Grundlagen dafür
gelegt haben, dass wir genü-
gend Testkapazitäten haben.
Es hat für uns hohe Priorität,
dass möglichst schnell deut-
lich mehr PCR-Tests möglich
sind. Die Bundesregierung
arbeitet daran auf Hochtou-
ren.

Epidemiologen verweisen da-
rauf, dass wir eine höhere Impf-
quote brauchen. Derzeit sind
75,6 Prozent der Bevölkerung
mindestens einmal geimpft.
Müsste die Regierung in einer
solchen Situation nicht zeigen,
dass sie handlungsfähig ist –
und eine allgemeine Impfpflicht
schnell und mit eigener Mehr-
heit beschließen?
Das Coronavirus interessiert
sich nicht dafür, mit welchen
Mehrheiten Gesetze im Bun-
destag beschlossen werden.

Es interessiert sich aber viel-
leicht dafür, wann es eine Impf-
pflicht gibt und ob überhaupt.
Bei einer medizinethisch so
komplexen Frage wie der
nach der Corona-Impfpflicht
ist es richtig, dass sich eine
Mehrheit aus der Mitte des
Parlaments findet – jenseits
der Fraktionsgrenzen. Alle
Experten sind sich einig, dass
eine mögliche Impfpflicht frü-
hestens gegen eine Welle im
Herbst helfen könnte. Wir
sollten und können uns die
Zeit nehmen, umeineguteLö-
sung zu ringen. Diewollenwir
bis spätestens Ostern finden.
Bis dahin können wir aus der
aktuellen Welle auch noch ei-

Eine
parteitaktische
Entscheidung – das
sage ich auch in
Richtung Union –
wäre falsch. Damit
würde die Politik
jede Akzeptanz
verspielen.

„Die Impfpflicht ist kein Selbstzweck“
FDP-Fraktionschef Christian Dürr über Corona und die Verantwortung der Politik

sam ist und mehr Freiheit er-
möglichen sollte. Unser Ziel
ist es, einen Jo-Jo-Effekt zu
vermeiden, damit wir nicht je-
den Herbst in eine neueWelle
kommen und das öffentliche
Leben runterfahren müssen.

Das klingt insgesamt eher skep-
tisch, was eine Impfpflicht an-
geht.
Ich bin zumindest vorsichtig.
Wir dürfen eine solche Ent-
scheidung wie die über die
Impfpflicht nicht aus der Hüf-
te schießen, sondern müssen
alle Argumente abwägen und
Einzelheiten durchdenken.
Eine parteitaktische Entschei-
dung – das sage ich auch in
Richtung Union – wäre falsch.
Damit würde die Politik jede
Akzeptanz verspielen. Bei je-
der möglichen Lösung kommt
es auch auf die Einzelheiten
an. Die Befürworter einer all-
gemeinen Impfpflicht müssen
auch eine klare Antwort auf
die Frage geben, wann eine
solche Pflicht wieder enden
soll. Muss man sich einmal
durchimpfen lassen oder wo-
möglich jedes Jahr? Das sind
erhebliche Unterschiede, die
nicht nebenbei geklärt wer-
den können.

Im letzten Beschluss der Minis-
terpräsidentenkonferenz heißt
es, Bund und Länder würden
Öffnungsperspektiven entwi-
ckeln. Wann können die zum
Tragen kommen?
Wirmüssenauf jedenFall jetzt
schon anfangen, über Öff-
nungsperspektiven zu spre-
chen. Bei Omikron ist anders
als bei vorherigen Corona-
Wellen nicht mehr die Inzi-
denz entscheidend, sondern
die Frage, wie stark das Ge-
sundheitssystem belastet ist.
Wenn die Kliniken der Omik-
ron-Welle gut standhalten,
muss die nächsteMinisterprä-
sidentenkonferenz auch Öff-
nungen empfehlen. Wenn
Freiheitseingriffe nicht mehr
notwendig sind, müssen wir
sie umgehend zurückneh-
men. Das gilt sowohl für Kon-
taktbeschränkungen als auch
für die strengen Regeln für
Restaurantbesuche.

Interview: Tobias Peter

Länder
kritisieren
Förderstopp
bei der KfW
BERLIN. Die Bundesregierung
gerät nach dem umstrittenen
KfW-Förderstopp für energie-
effiziente Gebäude unter
Druck. Nun soll es dazu bald
eine Bauministerkonferenz
der Länder mit dem Bund ge-
ben, wie die baden-württem-
bergische Ressortchefin Ni-
coleRazavigesternberichtete.

Mehrere Länder hatten
eine Sonderkonferenz mit der
Bundesregierung gefordert.
Das „Hickhack“ müsse sofort
beendet werden, sagte NRW-
Bauministerin Ina Scharren-
bach (CDU). „Der Förderstopp
bedroht Bauvorhaben im gan-
zen Land, verunsichert Eigen-
tümer und sorgt letztlich für
Mietsteigerungen.“

Das Wirtschaftsministe-
rium von Ressortchef Robert
Habeck (Grüne) hatte überra-
schend angekündigt, dass bei
der staatlichen KfW-Bank ab
sofort keine neuenAnträge für
die Förderung effizienter Ge-
bäude mehr gestellt werden
können. Dies gilt für das soge-
nannte Effizienzhaus (EH) 55
imNeubau, das EH40 imNeu-
bau sowie die energetische
Sanierung. Vor allem die An-
kündigung der Vorgängerre-
gierung, das EH55-Förderpro-
grammEndeJanuareinzustel-
len, habebeiderKfWzueinem
Antragsboom geführt. Die
Einstufung bedeutet, dass das
Gebäude 55 Prozent bezie-
hungsweise 40 Prozent der
Energie verbraucht, die ein
Standardhaus benötigt.

Nach Angaben des Minis-
teriums sind rund 24000 An-
träge auf Förderungen offen,
die noch vor dem vorzeitigen
Ende des Programms eingin-
gen. Wie es damit weitergeht,
ist unklar. Geprüft werde ein
Darlehensprogramm, das Kre-
dite für alle Antragsteller an-
bietet, derenAnträgenichtbe-
willigt wurden. Damit soll
auch auf Härtefälle bei priva-
ten Bauherren reagiert wer-
den.

Habeck hatte den Förder-
stopp verteidigt und auf „un-
gedeckte Haushaltsverspre-
chen“ verwiesen. Er ver-
sprach, schnell Planungssi-
cherheit zu schaffen. Über die
Zukunft der Neubauförde-
rung fürEH40-Neubautenwill
das Ministerium zügig ent-
scheiden. Die Förderung für
Sanierungen soll wieder auf-
genommen werden, sobald
Haushaltsmittel bereitgestellt
sind.

Wenn
Freiheitseingriffe nicht
mehr notwendig sind,
müssen wir sie
umgehend
zurücknehmen.


